
Volksabstimmung gefordert

Der Ausgang der Londoner Außenministerkonferenz und die 
Beschlüsse der Frankfurter Tagung erfüllen das deutsche Volk mit 
großer Besorgnis für seine Zukunft. Die Sprengung der Londoner 
Konferenz durch die Außenminister der Westmächte war ein vorher 
festgelegter Schritt der Truman-Marshall-Regierung zur Zerreißung 
Deutschlands. Die Außenminister der Westmächte zeigten keine 
Neigung, die in den Beschlüssen von Jalta und Potsdam niedergeleg
ten Grundsätze zur Schaffung eines Friedensvertrages für Deutsch
land durchzuführen. Sie lehnten vielmehr alle Vorschläge des sowje
tischen Außenministers Molotow ab, die auf die Schaffung einer 
gesamtdeutschen Regierung, zentraler Verwaltungskörperschaften 
und eines deutschen Konsultativrates gerichtet waren. Die Außen
minister der Westmächte lehnten ebenso den Empfang der vom 
Deutschen Volkskongreß gewählten Delegation ab. Sie verhinderten 
dadurch, daß die Stimme Deutschlands vor der Außenministerkonfe
renz zu Gehör kam.

Das Ziel der Westmächte war eindeutig darauf gerichtet, aus den 
Bindungen des gemeinsamen Abkommens von Jalta und Potsdam 
herauszukommen. Die von General Clay und General Robertson in 
Frankfurt am Main vorgelegten Pläne für die Gestaltung der Bizone 
ließen klar die auf eine Zerreißung Deutschlands gerichtete Absicht 
erkennen und haben für das deutsche Volk eine alarmierende Wir
kung. Unter Außerachtlassung aller demokratischen Grundsätze, für 
welche die Vereinigten Nationen den Kampf gegen Hitlerdeutsch
land führten, haben sie einem Teil Deutschlands ein Verwaltungs
system auf erlegt, das der Bildung eines selbständigen Weststaates 
und einer autoritären Regierung gleichkommt. Um so empörender ist 
es, daß am 8. Januar 1948 in Frankfurt am Main die Vertreter deutscher 
Parteien und die Ministerpräsidenten der Bizone eigenmächtig ihre 
Zustimmung zu dieser Zerreißung Deutschlands erteilt haben. Diese 
Zustimmung ist um so schändlicher, als die Zerreißung Deutschlands 
neue Schlupfwinkel für die politische Reaktion schafft. Damit werden
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